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Die Zweiklassen-Bildung in der islamischen Welt als wesentli-

che Ursache für den islamischen Fundamentalismus

Kein geringerer als Friedrich von Schiller
erinnert daran, welch steiniger Weg an
Unterdrückung, Knechtschaft, Willkür,
Ausbeutung und Konfessionskriegen Eu-
ropa durchschreiten mußte, um die Ge-
danken der Aufklärung zu gebären. „An
griechischen und römischen Mustern muß-
te der niedergedrückte Geist nordischer
Barbaren sich aufrichten und die Gelehr-
samkeit einen Bund mit den Musen und
Grazien schließen, wann sie einen Weg zu
dem Herzen finden und den Namen einer
Menschenbildnerin verdienen sollte. –
Aber hätte Griechenland wohl einen Thu-
kydides, einen Plato, einen Aristoteles,
hätte Rom einen Horaz, einen Cicero, ei-
nen Virgil und Livius geboren, wenn die-
se beiden Staaten nicht zu derjenigen Höhe
des politischen Wohlstands emporgedrun-
gen wären, welche sie wirklich erstiegen
haben? Mit einem Wort – wenn nicht ihre
ganze Geschichte vorangegangen wäre?
Wie viele Erfindungen, Entdeckungen,
Staats- und Kirchenrevolutionen mußten
zusammentreffen, diesen neuen, noch zar-
ten Keimen von Wissenschaft und Kunst
Wachstum und Ausbreitung zu geben! Wie
viele Kriege mußten geführt, wie viele
Bündnisse geknüpft, zerrissen und aufs
neue geknüpft werden, um endlich Euro-
pa zu dem Friedensgrundsatz zu bringen,
welcher allein den Staaten wie den Bür-
gern vergönnt, ihre Aufmerksamkeit auf
sich selbst zu richten und ihre Kräfte zu
einem verständigen Zwecke zu versam-
meln!“1

Viele Gründe könnten an dieser Stelle auf-
gelistet werden, die alle in ihrer Summe

zu erklären imstande sind, warum ein be-
deutender Teil der islamischen Welt heute
noch nicht so weit zu sein scheint, auf
eine auf Gott begründete Herrschaft zu-
gunsten eines säkularen oder in letzter
Konsequenz laizistischen Rechtssystems
verzichten zu wollen: Andere historische
Spezifika; andere Erfahrungen mit den
Geistlichen; andere geographische und
klimatische Bedingungen; ein noch häufig
anzutreffendes Stammesdenken; die ko-
loniale Erfahrung mitsamt ihren direkten
und indirekten Auswirkungen; die Enttäu-
schung über die eigenen laizistischen Ver-
treter, ihre Korruption, Vetternwirtschaft
und Willkürherrschaft; die Religion selbst,
die auf ihrem Universalismus beharrt; die
permanenten interessengesteuerten Inter-
ventionen, auch militärischer Art, seitens
demokratischer Länder; das wirtschaftli-
che und kulturelle Scheitern, die Rückstän-
digkeit zu überwinden; die gescheiterte
Sozialisation von jungen Männern, die auf
der Straße herumlungernd der Gewalt ver-
fallen; finanzielle Förderung von zweifel-
haften fanatischen und intoleranten Grup-
pierungen durch plötzlich zu immensem
Wohlstand gelangte Ölstaaten.
Der Grund, der in dieser Untersuchung
besonders hervorgehoben werden soll, ist
die Qualität der Bildung in der islamischen
Welt. Bildung ist eine der Grundvoraus-
setzungen für eine gelungene Sozialisati-
on, die Entwicklung eines kritischen Denk-
vermögens und die Ausbildung einer
emanzipierten und mündigen Persönlich-
keit. Doch wie schwer ist sie mit diesem
Anspruch zu realisieren unter autokrati-
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schen oder bestenfalls oligarchischen
Herrschaftsformen, die in einem aufgeklär-
ten Zivilbürger unweigerlich das Ende ih-
rer Legitimation befürchten müssen.
Vier Länder der islamischen Welt werden
in dieser Untersuchung exemplarisch be-
trachtet, um der komplexen Bildungspro-
blematik näherzukommen: Als erstes
Ägypten, ein Mutterland des islamischen
Fundamentalismus, Geburtsstätte der
Muslimbruderschaft und des internationa-
len Terrorismus; als zweites Algerien, ein
Land, in dem eine weltliche Militärdikta-
tur mit einer erstarkenden, sich radikali-
sierenden fundamentalistischen Bewegung
einen Kampf um die Staatsmacht geführt
hat, dem bis heute um die 200.000 Men-
schen zum Opfer gefallen sind; als drittes
Land Pakistan, das sich Mitte des 20. Jahr-
hunderts von Indien, der Wiege der funda-
mentalistischen Religionsschulen, abge-
spalten hat, Rückzugsgebiet und Um-
schlagplatz religiöser Gotteskrieger aus al-
ler Welt im afghanisch-sowjetischen Krieg
und heute einer der wichtigsten Alliierten
der USA im Antiterrorkampf. Dem wird
als viertes Land Tunesien gegenüberge-
stellt, da sich dort der Fundamentalismus
viel gemäßigter und rationaler manifestiert
hat. Im Anschluß daran wird wenigstens
in Umrissen auf die politischen Forderun-
gen der wichtigsten Fundamentalisten ein-
gegangen, die in diesen Ländern aufge-
kommen sind, um daran den politischen
Aufklärungsgrad der Anhänger und mög-
licherweise auch den der Fundamentali-
stenführer selbst zu illustrieren. In der
Schlußbetrachtung wird auf die Implika-
tionen für die betrachteten Länder einge-
gangen, und auch für Deutschland wer-
den Lösungsansätze vorgeschlagen.
Da diese vier islamischen Länder jeweils
eine koloniale Begegnung mit dem Westen

erfahren haben, muß davon ausgegangen
werden, daß dort ein modernes, aufgeklär-
tes und kritisches Bildungssystem einge-
führt wurde. Dem wird zuerst entsprechend
der Quellenlage nachgegangen. Dann wer-
den die jeweiligen Bildungssysteme der
postkolonialen Ära vorgestellt und auch
hier ein spezielles Augenmerk auf die po-
litische Bildung, die Perzeption der kriti-
schen Aufklärer der westlichen wie auch
der eigenen Gesellschaft, der kritische
Umgang mit der Geschichte und die Ge-
wichtung des rationalen Umgangs mit der
eigenen Religion, sofern dies möglich ist.

I. Der Fall Ägypten
1. Die koloniale Bildungspolitik
Eines der befremdlichsten Bilder für die
ersten britischen Berichterstatter, die sie
auf ihrer Studienreise durch Ägypten
nachhaltig beeindruckt haben, waren die
hin- und herwippenden Schüler in einem
muslimischen Kuttab, Koran- und
Schreiblernschule. Ihr mechanisches Aus-
wendiglernen ohne Inhaltsvermittlung war
für die britischen Besucher, in deren Her-
kunftsland die Erziehung der Massen ge-
rade selbst ein wichtiges Thema war, sehr
abstoßend und für ihre Zielsetzung kon-
traproduktiv. Greogory Starret belegt, was
sich die britische Führungsschicht in der
noch reaktionären und imperialistischen
viktorianischen Ära von der Einführung
der allgemeinen Volksbildung für die ei-
gene britische und christliche Bevölkerung
erhoffte. 1816 war in einem Handbuch für
Lehrerrichtlinien zu lesen:

„Die Kultivierung bzw. Erziehung des
Geistes, die in diesen Elementarschul-
einrichtungen gegeben wird, öffnet und
erweitert die Fähigkeiten der Kinder,
gibt ihnen klare Vorstellungen von mo-



 Aufklärung und Kritik, Sonderheft 13/2007 175

ralischen und sozialen Pflichten, berei-
tet sie zur Aufnahme religiöser Vor-
schriften vor, gewöhnt sie an ein tugend-
haftes Verhalten sowie an Subordinati-
on und Kontrolle.“2

In einer Rede erklärte drei Jahre später der
Reverend Daniel Wilson bei einer Unter-
stützungsveranstaltung für eine Wohlfahrts-
schule im Zentrum von Englands Seiden-
weberregion:

„In jedem Land, jedoch speziell in die-
sem freien Staat, ist die Masse ihrer
Armen, wie das Fundament oder die
Grundfläche eines Kegels, wenn sie un-
ruhig ist, sehr schnell in der Lage, je-
den darauf ruhenden Teil zu gefährden.
Religiöse Erziehung ist der Quell öffent-
licher Ruhe. Sie schätzt und pflegt nicht
nur das innerliche Prinzip der Gewis-
senhaftigkeit, sondern kommuniziert
durch die Vermittlung der höheren Ge-
fühle der Bußfertigkeit, des Glaubens,
der Dankbarkeit und der Liebe zu Gott
die wichtigsten Elemente, um eine
glückliche und gleichförmige Unterwer-
fung unter jede rechtmäßige Autorität
zu gewährleisten.“3

Nicht minder interessengesteuert wurde
demzufolge auch eine Reform des Bil-
dungssystems in Ägypten angegangen.
Dabei bildete keineswegs die religiöse Er-
ziehung in Ägypten den Stein des Ansto-
ßes, sondern die angewandte Methode, die
allenfalls ein passives Memorieren von
religiösen Texten förderte, aber nicht die
erwünschten moralischen Werte zu ver-
mitteln imstande war, die für das Funktio-
nieren einer Gesellschaft zugunsten einer
bestimmten Schicht so notwendig erschie-
nen.

Ägypten hatte sich in der Herrschaftszeit
seines europaorientierten reformbegeister-
ten Herrschers Khedive Ismail (1863-79)
dramatisch bei Großbritannien verschul-
det. Diese Schuld mußten mit Beginn der
britischen Kolonisierung 1882 seine arbei-
tenden Untertanen jetzt so effizient wie
möglich erwirtschaften, wozu sie gewisse
moderne, produktionssteigernde Fertigkei-
ten erlernen mußten und eine bestimmte
Geisteshaltung einnehmen sollten. Frei
nach Adam Smith wurde die Bildung als
ein effizienteres Mittel zur Kontrolle der
Massen angesehen als ihr plumpes Züch-
tigen und Bestrafen.
Da Großbritannien einen hohen Bedarf an
Baumwolle hatte, durfte die Industrialisie-
rung allerdings auch nicht zu schnell vor-
angetrieben werden, auch durfte die auf
dem Land erhaltene Ausbildung den Schü-
ler nicht befähigen, eine weiterführende
Institution in der Stadt zu besuchen, wo-
mit womöglich noch die Landflucht ge-
fördert worden wäre. Ambitionen zu ent-
wickeln war unerwünscht. So unterrich-
teten die Schulen auf dem Lande, die
nichts weiter waren als reformierte ehe-
malige religiöse Kuttabs, ausschließlich in
arabischer Sprache, wogegen die damali-
gen Universitäten noch bis 1908 entwe-
der englisch- oder französischsprachig
waren. Dies mußte unweigerlich eine Ver-
tiefung der Gräben zwischen Stadt und
Land zur Folge haben.4  Daß auch Einhei-
mische in ihrem eigenen Land einem sä-
kularen Studium nachgehen konnten, wur-
de erst 1908 mit der Gründung der Kairo-
Universität und 1919 mit der Gründung
der American University in Kairo Reali-
tät.5

Lord Cromer, der regierende britische Ge-
neralkonsul in Ägypten von 1883 bis 1907,
gab selbst an, daß nach 20 Jahren briti-



  Aufklärung und Kritik, Sonderheft 13/2007176

scher Herrschaft in Ägypten nur 1% des
Haushaltsaufkommens für den Bildungs-
sektor ausgegeben wurde. Douglas Dun-
lop präzisiert 1919, daß von den Bildungs-
ausgaben nur 4% an die staatlichen Grund-
schulen gingen, die restlichen 96% kamen
den ausländischen Schulen zugute, also
der Elite des Landes. Bis zum Ende sei-
ner Amtszeit in Ägypten hatte Lord Cro-
mer dem Land nur drei Gymnasien zuge-
standen, an denen bis zum Jahre 1902
nicht mehr als 100 Schüler im Jahr ihren
Abschluß erhielten.6
Verbittert stellte Muhammad Abduh, ei-
ner der ersten muslimischen Reformer und
Mufti von Kairo unter der Kolonialverwal-
tung von Lord Cromer, fest, daß, obwohl
die Schulen der altehrwürdigen Al-Azhar-
Universität kostenlos waren, sehr häufig
arme Eltern zum Ministerium anreisten und
nachdrücklich darum ersuchten, ihren Kin-
dern die hohen Kosten einer Privataus-
bildung zu erlassen, und dann enttäuscht
davonziehen mußten, wenn ihnen der
Wunsch versagt wurde.7
Donald Malcom Raid macht auf einen
weiteren Umstand aufmerksam, und zwar,
daß 1907 ca. 286.000 Ausländer in Ägyp-
ten wohnten, die Hälfte von ihnen Euro-
päer und Amerikaner (der Rest kam aus
dem Sudan und Großsyrien), denen ein
Siebtel des Landes gehörte. Diese Einwan-
derungsbewegung hatte schon vor der bri-
tischen Eroberung begonnen und wurde
durch sie noch weiter gefördert. Griechen,
Italiener, Franzosen und Engländer benö-
tigten alle eigene Schulen für ihre Kinder.8
Zusätzlich zu diesen Einrichtungen eta-
blierten sich auch sogenannte Missions-
schulen, die von anglikanischen und ka-
tholischen Missionaren errichtet wurden,
denen Khedive Ismail, um seine Toleranz
und Europafreundlichkeit zu unterstrei-

chen, den unkontrollierten Zutritt in sein
Land gewährt hatte. Diese Missionare bil-
deten bald ein Ärgernis für beide Regie-
rungen, die ägyptische und die britische,
denn sie zeichneten sich in der Regel nicht
gerade durch ihr Taktgefühl aus, weder
gegenüber der muslimischen noch der
koptischen Bevölkerung. Da die Aufnah-
mekapazität der Staatsschulen  beschränkt
war, meldeten viele Ägypter ihre Kinder
dennoch an den Schulen der „Jesuits“,
„Frères“, „American Presbyterians“ etc.
an. Der Missionierungseifer dieser Schu-
len, ihr Vernachlässigen der arabischen
Sprache und ihr Handeln außerhalb der
staatlichen Kontrolle waren häufig Ursa-
che für Unruhen.9  Der muslimische Mob
war dabei nicht immer in der Lage, zwi-
schen Missionaren und Kopten bzw. „er-
retteten“, nun selbst missionierenden Kop-
ten zu unterscheiden, ihre Wut traf die
Christen im allgemeinen, unabhängig da-
von, welche Position diese zuvor selbst
gegenüber den Missionaren eingenommen
hatten.10  Für die Kopten hatten die Mis-
sionare allerdings auch 1400 Jahre nach
dem Konzil von Chalcedon, in dem die
katholische Kirche die separate Gott-
Mensch-Natur von Jesus festgeschrieben
hatte und jede Abweichung als Häresie
brandmarkte, immer noch nur Verachtung
übrig. Die Monophysiten, zu denen die
Kopten gezählt werden, auch wenn sie die-
se Bezeichnung selbst strikt ablehnen,
glauben auch daran, daß Jesus sowohl
Gott als auch Mensch ist, aber gleichzei-
tig und nicht getrennt. Eine Ansicht, für
die sie von Byzanz einst bitter verfolgt und
für die sie im frühen 20. Jahrhundert im-
mer noch verachtet wurden. Viele Missio-
nare hofften, die Kopten von einer „ange-
seheneren“ Form der Praktizierung des
christlichen Glaubens zu überzeugen, wes-
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wegen die koptische orthodoxe Kirchen-
hierarchie den Missionaren genauso feind-
lich gegenüberstand wie die muslimischen
Geistlichen.11

Da der Al-Azhar-Universität die Studen-
ten ausblieben, hatten ihre Absolventen
doch kaum mehr Aussichten auf dem Ar-
beitsmarkt, war sie mit der Zeit bereit, ei-
niges an formalen Reformen durchzufüh-
ren. Wer es jedoch wagte, zu weit zu ge-
hen, wurde gestürzt oder trat aus Enttäu-
schung selbst zurück. So existierten zwei
akademische Sphären parallel nebenein-
ander, eine traditionelle Welt, repräsentiert
durch den „Turban“ tragenden „Scheikh“,
und eine moderne, säkulare Welt, reprä-
sentiert durch den „Tarbousch“ tragen-
den „Effendi“.12  An diesem Beispiel wird
deutlich, wie allein durch die Art der Bil-
dung die Menschen ein- und derselben
Kultur, allein bedingt durch ihre soziale
Zugehörigkeit und die ihnen zur Verfügung
stehenden fianziellen Mittel, dem aufge-
klärt-liberalen oder dem konservativen La-
ger zugeführt wurden.

2. Die postkoloniale Bildungspolitik
Im Jahre 1922 erhielt Ägypten seine Un-
abhängigkeit, wenngleich einige strategisch
wichtige Punkte wie der Suezkanal unter
britischer Kontrolle verblieben. Ägypten
war eine Monarchie mit einer mehr oder
weniger liberalen Verfassung. Kostenlose
Schulpflicht wurde festgeschrieben, doch
in der Regel statteten nur die ausländischen
Schulen die Schüler mit einem Abschluß
aus, der sie befähigte, die Universität zu
besuchen. 1925 wurden fünf verschiede-
ne Arten von Schulen gezählt: Der klassi-
sche Kuttab und die Al-Azhar, kostenlos,
aber ohne Fremdsprachenangebot; die
kostenlose Pflichtgrundschule mit ihrem

vereinfachten Lehrplan ohne Fremdspra-
chenangebot; pädogogische Hochschulen
ohne Fremdsprachenangebot für Grund-
und Sekundarstufenlehrer, die allenfalls ge-
ringe Gebühren erhoben; gebührenpflich-
tige Grund-, Sekundar- und höhere Lehr-
institutionen mit Fremdsprachenangebot;
und natürlich teure Privatschulen der eng-
lischen, französischen, amerikanischen,
griechischen und anderen europäischen
Bevölkerungsgruppen, einige unter ihnen
Missionsschulen, wobei jede dieser Schu-
len ihren eigenen Lehrplan und ihre eigene
kulturelle Orientierung und Sprache ver-
folgte.
Auch nach der Unabhängigkeit blieb Bil-
dung trotz vieler wohlmeinender Bemü-
hungen das Privileg der Wohlsituierten. Mit
voranschreitender Zeit und wachsender
Arbeitslosigkeit selbst unter Akademikern
wechselten auch in Ägypten die politischen
Orientierungen. Studenten, die sich einst
mit der von der Mehrheit des ägyptischen
Volkes getragenen säkular-liberalen Wafd-
Partei identifiziert hatten, in der Kopten
wie Muslime gleichberechtigt ihr Betäti-
gungsfeld nebeneinander fanden, wand-
ten sich kommunistischen, faschistischen
und paramilitärischen Jugendverbänden
zu, den Blauhemden oder den Grünhem-
den. Auch die damals aufkommende Mus-
limbruderschaft war dem Faschismus zu-
geneigt und sah in den Achsenmächten
eine potente Allianz gegen die inoffiziell
doch noch verbliebenen Kolonialmächte.
Der Säkularismus der 20er Jahre ist ge-
scheitert, weil die ihn repräsentierende
Wafd-Partei, die zwar über einen starken
Rückhalt in der Bevölkerung verfügte, an
den Gegenbestrebungen des konservati-
ven Königshauses, britischen Aspiratio-
nen und ihrer eigenen Unentschlossenheit
und Korrumpierbarkeit gescheitert war
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und eine aufgeklärte Grundidee diskredi-
tiert hatte. Der Westen war verhaßt, weil
er Ägypten nur für seine strategischen Ziele
mißbrauchte und dem Volk in den beiden
Weltkriegen Lasten aufgebürdet hatte für
Machtbestrebungen, die nicht die seinen
waren (woran allerdings die ägyptische
Oberschicht gut verdient hatte).
A.J.M. Craig hat in den Jahren 1950 und
1951 die politische Gefühlslage einiger
Gymnasiasten und Studenten auffangen
können, die einerseits das zentrale Anlie-
gen wiedergeben, aber von einer verfehl-
ten anspruchsvollen philosophischen, po-
litischen und historischen Bildung zeugen.
So war noch ein bekennender Kommu-
nist im dritten Semester an der Universi-
tät nicht imstande zu sagen, wer der Au-
tor von „Das Kapital“ ist. Craig ist über-
zeugt, daß für die meisten bekennenden
Kommunisten der Kommunismus in er-
ster Linie für eine antiwestliche Ideologie
gestanden hat. Russland war antiwestlich,
Russland war ein kommunistisches Land,
also sind sie auch Kommunisten. Über-
haupt war es sehr schwierig, von den Stu-
denten zu erfahren, was denn das politi-
sche Ziel ihrer jeweiligen Parteien war,
denen sie anhingen. Alle antworteten in
vergleichbarer Art, daß es in Ägypten ein
enormes Gefälle zwischen den Reichen
und den Armen gebe und daß dieser Gra-
ben geschlossen werden müsse. Mit wel-
chen Mitteln jedoch dieser Mißstand be-
hoben werden solle, vermochten die mei-
sten nicht zu sagen. Am wenigsten waren
die Anhänger der Muslimbruderschaft in
der Lage zu erklären, wie ihre Partei dies
zu bewerkstelligen beabsichtigte. In der
Regel äußerten sie diffus, daß eine Wirt-
schaftsreform durchgeführt werden müs-
se und daß die Menschen zu den Werten
des Islams zurückkehren müßten.13

Im Jahre 1952, mit der Revolution der
Freien Offiziere, die Nasser an die Macht
brachte, wurden wieder neue formale Ver-
änderungen an den Lehrplänen vorgenom-
men. Die Schulpflicht wurde verlängert,
private Schulen unter staatliche Kontrolle
gebracht, die Al-Azhar mußte ihren Lehr-
plan erweitern und zusätzlich zu ihrem Re-
ligionsschwerpunkt Standardfächer auf-
nehmen. 1962 war die Bildung komplett
kostenlos. Die Zahl der Anwärter stieg,
doch die Qualität sank. Der Schwerpunkt
der angestrebten Fächer war naturwissen-
schaftlicher und technologischer Art, denn
das Land brauchte Ingenieure, um es vor-
anzutreiben, aber weiterhin keine politisch
aufgeklärten Bürger. Doktortitel wurden
leichtfertig vergeben, so daß die Qualifi-
kation oft zu wünschen übrig ließ und die
Erwartungen der Absolventen ihrer tat-
sächlichen Ausbildung nicht entsprachen.
Dazu kam, daß die Wirtschaft nicht in der
Lage war, so viele Akademiker aufzuneh-
men. Auch wenn sie anfänglich noch in
den Behörden und Schulen Arbeit fanden,
so war der Lohn, den sie dort erhielten,
sehr niedrig.
In einem Land, in dem schon wirtschafts-
und industrierelevante Fächer keine Ar-
beitsplätze mehr sichern konnten, wurde
das Studium von geisteswissenschaftli-
chen Fächern als Luxus empfunden, den
sich niemand mehr leisten konnte. Der Ge-
schichtsunterricht war seinem eigentlichen
Sinn ohnehin bereits zweckentfremdet und
diente ganz und gar nur noch der Verbrei-
tung einer Ideologie der arabischen Nati-
on und ihrer Einheit. In einem eigens für
diesen Zweck ausgearbeiteten Buch wur-
de die Utopie verbreitet, daß das arabi-
sche Heimatland unter Muhammad und
den ersten vier Kalifen geeint worden sei
und daß die kulturelle und religiöse Eini-
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gung trotz der politischen Fragmentierung
unter den Abbassiden und einigen türki-
schen Dynastien fortbestanden habe.14

Die osmanische Herrschaft wird fast kom-
plett ausgeklammert und auf eine schwar-
ze Episode reduziert, in der die Araber
ihre Unabhängigkeit verloren hatten. Erst
mit dem „Schurken“ Abdulhamid II. fin-
den die Osmanen wieder Erwähnung, um
den Übergang in den französischen und
britischen Imperialismus einzuleiten. Einen
neuen Auftakt erfährt die manipulierte Ge-
schichtsschreibung dann mit dem Einset-
zen zahlreicher parallel laufender arabi-
scher antikolonialer Revolten.15  Antichrist-
liche Äußerungen finden sich in den Lehr-
büchern nicht, besonders Jesus erfährt
sehr viel Wertschätzung. Auch die Ge-
schichte der Kopten wird angemessen be-
handelt, allerdings löst sich diese gar nicht
so unbedeutende religiöse Gruppe von
10% der Bevölkerung wie in Luft auf mit
dem Beginn der islamischen Eroberung,
von da an ist Ägypten nur noch musli-
misch. In undifferenzierter Weise wird
gelehrt, daß die Christen stets tolerant be-
handelt worden seien, und es wird ausge-
klammert, daß sie zeitweise auch verfolgt
und zwangsbekehrt wurden.16  Der Holo-
caust wird, wenn überhaupt, als eine ein-
zige große Lüge behandelt.17  Dies war ein
deutlicher Schritt zurück, denn 20 Jahre
zuvor wurde die ganze Bandbreite der
fünftausend Jahre alten Geschichte Ägyp-
tens kritisch und differenziert, Dynastie
um Dynastie, Religionsgemeinschaft um
Religionsgemeinschaft, betrachtet. Die
griechische, römische, byzantinische so-
wie koptische Epoche war jeweils ange-
messen unterrichtet und die Frage der Ab-
hängigkeit von fremden Herrschern diffe-
renziert bewertet worden.18

Trotz der nochmaligen Reformierung der
Al-Azhar-Universität und ihrer Schulab-
leger unter Nasser konnte die Spaltung in
zwei bzw. drei Bildungszweige (religiöses
al-Azhar-, staatliches und privates Bil-
dungsangebot) nicht aufgehoben werden.
Unter seinem Nachfolger Anuar As-Sadat
wurde die Al-Azhar nicht nur gestärkt,
sondern jede religiöse Anwandlung samt
ihrer extremen Auswirkungen gefördert,
allein um jede Form von ernstzunehmen-
der säkularer und kommunistischer poli-
tischer Emanzipation im Keim zu erstik-
ken. Auch aus Saudi-Arabien erfuhr die
Al-Azhar hohe Zuwendungen. So ließ Kö-
nig Faisal 1971 dem Rektor der religiösen
Universität, Abd el-Halim Mahmud, 100
Millionen Dollar zukommen, die er für eine
Kampagne gegen den Atheismus und zum
höheren Ruhm des Islam ausgeben durf-
te.19

Die anspruchsvollen Universitäten sind bis
heute meist in privater Hand und verlan-
gen hohe Studiengebühren, die von vorn-
herein nur von den Bessergestellten, die
i.a. einen damit einhergehenden aufgeklär-
ten Hintergrund aufweisen, aufgebracht
werden können.20  Den benachteiligten so-
zial schwächeren Schichten bleiben am
Ende nur die traditionellen Schulen, so
renommiert und angesehen sie auch einst
gewesen sein mögen, ihre Abschlüsse füh-
ren in die Arbeitslosigkeit21  und fördern
heute ein gefährliches Gedankengut. Al-
brecht Metzger nennt das Beispiel von
Ahmad Subhi Mansour, einem ehemali-
gen Professor an der Al-Azhar-Universi-
tät, der diese Institution seit seiner Kind-
heit kennt. Seiner Meinung nach ist die
Azhar stehengeblieben, ihre Lehre nicht
vereinbar mit dem modernen Verständnis
von Menschenrechten, Demokratie und
Toleranz. Die neuesten verwendeten Lehr-
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bücher sind 500 Jahre alt. Mansour gilt
wegen seiner provokanten Schriften als
Enfant Terrible der Al-Azhar und wurde
1985 seines Lehramtes enthoben. Seiner
Meinung nach ist der Islam zwar eine dem
Wesen nach friedliche Religion, nur be-
zweifelt er die Aufrichtigkeit der Rechts-
gelehrten an der Al-Azhar, da sie nach au-
ßen einen toleranten Islam vertreten, nach
innen jedoch nicht. Gemäß Mansour ist
es keinesfalls der Koran, sondern die in
den Jahrhunderten nach dem Tode Mu-
hammads entstandene sunnitische Tradi-
tion, von der die Al-Azhar sich weigert zu
lösen, die einen extremistischen Islam
rechtfertigen kann. Dazu gehören laut
Mansour viele Taten und Aussprüche des
Propheten, die Muhammad erst im nach-
hinein nachgesagt wurden. Beispielswei-
se hat Mansour in einer Studie aus dem
Jahr 1993 den Nachweis geführt, daß es
für die Todesstrafe beim Abfall vom Glau-
ben im Koran keinerlei Grundlage gibt.
Wegen dieses Buches haben Gelehrte der
Azhar ein Rechtsgutachten gegen Man-
sour erlassen, in dem sie nun ihm den
Abfall vom Glauben vorwerfen, wodurch
er „vogelfrei“ wurde.
Aufgrund solcher Methoden werfen auch
andere Intellektuelle der Al-Azhar vor, sie
verbreite „geistigen Terrorismus“.22  Say-
yed al-Qimni, ein progressiver Autor und
Universitätsdozent für Soziologie der Re-
ligion in Kairo, macht in einem 2004 er-
schienenen Artikel das Curriculum der Al-
Azhar Universität für die Verbreitung von
religiösem Extremismus verantwortlich. Er
wirft einigen Azhar-Scheikhs vor, die In-
stitution zurück ins Mittelalter führen zu
wollen. In einigen Büchern, die im Unter-
richt verwendet werden, würde nicht nur
der Jihad als Verteidigungskrieg gelehrt,
sondern daß der Krieg gegen die Ungläu-

bigen eine religiöse Pflicht für jeden intel-
ligenten, gesunden, freien und fähigen
Muslim sei.23  Er führt andere Textpassa-
gen an, in denen der Muslim angehalten
wird, schutzbefohlene Nichtmuslime zu
demütigen.24  Anhand derartiger Beispiele
illustriert al-Qimni, wie jungen Ägyptern
beigebracht wird, daß der Islam einen
Universalanspruch hat, der anderen in letz-
ter Instanz gewaltsam aufgezwungen wer-
den muß.25

Dies sind beunruhigende Aussichten. Da-
bei waren es gerade nach der Begegnung
mit Napoleon ehemalige Azhariten, die
zusätzlich zu ihrer traditionellen Ausbil-
dung noch ein aufgeklärtes Studium an
einer französischen Universität absolviert
hatten, die sich zu den liberalsten Köpfen
der Ägyptischen Gesellschaft entwickel-
ten. Um nur einige zu nennen: Rifaat at-
Tahtawi, der erste Ägypter, der nach Pa-
ris zum Studium entsandt wurde und ein
lesenswertes Buch über seine dortigen Er-
fahrungen geschrieben hat; der Literat,
Universitätsprofessor und Bildungsmini-
ster Taha Hussein; der ehemalige Scharia-
Richter Ali Abderraziq, der belegt, daß der
Islam nach keinem Kalifat verlangt.
Bevor u.a. Saudi-Arabien begann, Einfluß
auf die Al-Azhar-Universität zu nehmen,
bestanden die Führungsfiguren des isla-
mischen Fundamentalismus bis auf weni-
ge Ausnahmen nicht aus Absolventen der
Al-Azhar-Universität noch irgendeiner an-
deren traditionellen religiösen Institution
(Saudi-Arabien und Pakistan mehr oder
weniger ausgenommen). Bisher waren es
Seiteneinsteiger oder selbsternannte Theo-
logen, die es vermochten, das religiöse
Feld zu besetzen. Weder der Inder Mau-
dudi noch der Ägypter Hassan al-Banna
oder sein radikaler Nachfolger Sayyid
Qutb, die Begründer des politischen Is-



 Aufklärung und Kritik, Sonderheft 13/2007 181

lam, hatten je eine echte theologische Aus-
bildung genossen. Sie wurden für ihre Ide-
en auch vehement von den traditionellen
Ulama-Gelehrten angeprangert.26  An den
Universitäten rekrutieren sich die Funda-
mentalisten meist aus Studenten naturwis-
senschaftlicher und technischer Fächer,
die aufgrund ihres bestenfalls vorhande-
nen theologischen Halbwissens, ihrer feh-
lenden politischen Sensibilisierung und
ihrer unkritischen Geschichtsperzeption
durch Demagogen leicht zu einer einseiti-
gen und selektiven Auslegung der islami-
schen Quelltexte zu verführen sind. Die
offiziellen Theologen gelten bei ihnen im
allgemeinen als regierungshörig, als „The-
ologen der Macht“.27

Heute ist Ägypten zum einen Brutstätte
eines (aus strategischen Gründen) friedli-
chen Fundamentalismus, der sich vorge-
nommen hat, die staatlichen Institutionen
auf legalem Wege zu nutzen, um seinen
„Gottesstaat“ umzusetzen. Es ist außer-
dem Schauplatz eines extrem gewalttäti-
gen religiös begründeten Extremismus.
Bedingt durch den Ägypter und ehemali-
gen Muslimbruder Eiman al-Zawahiri, eng-
ster Berater von Usama Bin Laden, und
die vielen Ägypter, die sich freiwillig für
den Afghanistankrieg gegen die damalige
Sowjetunion gemeldet haben, ist Ägyp-
ten zudem Mitinitiator des internationalen
Terrorismus.

II. Der Fall Algerien
1. Die koloniale Bildungspolitik
Als die letzten französischen Siedler kurz
vor der Unabhängigkeitserklärung Algeri-
en verließen, waren kaum qualifizierte al-
gerische Kader vorhanden. Im besetzten
Algerien hatten nur Privilegierte das Recht,
ihre Kinder auf französische Schulen zu
schicken. Die arabo-frankophonen Schu-

len, die zu Beginn der Besatzung gegrün-
det wurden, vermochten es nicht, einem
feindseligen Druck der Siedler zu wider-
stehen – wenn 1877 noch 24 franko-ara-
bische Schulen mit Einheitsklasse gezählt
wurden, so waren es 1882 nur noch 16
und 1883 schon keine einzige mehr. Ara-
bischsprachige Schulen erfuhren ebenso
Ablehnung; die koloniale Presse verurteilte
die Tolerierung solcher Institutionen als
den „antifranzösischsten Akt, der seit der
Eroberung begangen wurde“, da die Sied-
ler befürchteten, daß sie sich ihre zukünf-
tigen Feinde heranziehen würden.28  Am
11. Juni 1897 wurde dem Bürgermeister
von Guyotville berichtet, daß die Ausga-
ben pro französischem Schüler 52 Francs
und nur 2 Francs pro einheimischem
Schüler betrugen.29

Der Prozentsatz der Einschulung in der
algerischen Gesellschaft blieb somit sehr
niedrig: 3,8% im Jahre 1908; 4,5% im Jah-
re 1920; 6% im Jahre 1930. Im Jahre 1960,
am Ende der Kolonialzeit, betrug die An-
alphabetenrate der erwachsenen Algerier
immer noch 88%.30  Daß diese Daten nicht
auf das Desinteresse der Algerier an Bil-
dung zurückzuführen sind, belegen Erhe-
bungen, die Renate Nestvogel über die
vorkoloniale Zeit vorgelegt hat. Denn 1830
betrug die Alphabetisierungsrate der männ-
lichen algerischen Bevölkerung mit dem
Einzug der Franzosen noch rund 40%.
Allein in Constantine hat es um 1837 eine
Anzahl von 90 Primarschulen, kuttabs, mit
insgesamt 1.300 Schülern gegeben. In Al-
gier kam auf etwa 300 Einwohner eine
Moschee-Schule, eine Medersa. 600 bis
700 Schüler lernten in höheren Schulen
den Koran und damit verbunden Arithme-
tik, Astronomie, Rhetorik und Philoso-
phie. „Fast jeder Araber kann lesen und
schreiben; in jedem Dorf gibt es zwei
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Schulen“, berichtet der französische Ge-
neral Valazé von der Commission d’Afri-
que im Jahre 1834 dem Abgeordneten-
haus. Damit lag die Alphabetisierungsrate
in Algerien nur wenig unter derjenigen im
Europa des frühen 19. Jahrhunderts.31

2. Die postkoloniale Bildungspolitik
Die neue algerische Regierung, die sich
gegen den Willen des eigenen Volkes eta-
bliert hatte und während des Unabhängig-
keitskrieges von 1954-1962 mehr Algerier
ermorden ließ als der französischen
Kriegspartei zum Opfer gefallen waren,
hatte sich im Zuge der Unabhängigkeit viel
vorgenommen: Sie wollte der Welt und
ganz besonders Frankreich zeigen, daß
Algerien aus eigener Kraft in der Lage war,
die kolonial bedingte Unterentwicklung zu
besiegen. Noch in der Nationalcharta von
1976 werden hehre Ziele mit Betonung der
sozialistischen Prinzipien verfolgt; hier
heißt es, daß das Bildungswesen als In-
strument einer ideologischen Erziehung zu
dienen habe. Der Mensch solle eine intel-
lektuelle und moralische Wandlung im so-
zialistischen Sinne durchmachen; der per-
fekte Mensch in einer neuen Gesellschaft
solle geschaffen werden, dessen Geistes-
haltung und Verhaltensweise von der so-
zialistischen Ethik durchdrungen sind. Das
Arabische soll rehabilitiert werden und
wird als wesentliches Element der kultu-
rellen Identität des algerischen Volkes de-
finiert, was keinesfalls bedeutet, daß an-
dere Sprachen ins Hintertreffen geraten
dürfen. Der Ausbildungsschwerpunkt soll
von nun an auf die Technik gesetzt wer-
den anstatt auf approximatives Wissen,
wissenschaftliche Exaktheit und Rationa-
lität in der Forschung und in der Betrach-
tung der Welt soll gefördert werden.

Zwar wird prinzipiell in der Charta auch
auf die Wichtigkeit von Geisteswissen-
schaften hingewiesen, doch wies die Bil-
dung dieser Jugend, auf die Algerien sei-
ne ganze Hoffnung gesetzt hatte, kaum 30
Jahre später gravierende Lücken im poli-
tischen und ideengeschichtlichen Bereich
auf. Wer durch seine Eltern keinen intel-
lektuellen Bezug zu Europa hatte, hörte
durch die Schule z.B. nichts von den Ide-
en der Staatstheoretiker der Renaissance.
Historische Ereignisse, die der Moderni-
sierung Europas zugrundeliegen, wurden
vernachlässigt. Die englische, amerikani-
sche, russische und französische Revo-
lution, das Aufkommen der nationalsozia-
listischen Herrschaft bzw. des Faschismus
im Europa des 20. Jahrhunderts sind Ent-
wicklungen, von denen ein algerischer
Schüler allenfalls als historisches Ereig-
nis, dem man ein bestimmtes Datum zu-
ordnet, gehört hat. So wurde durch Aus-
klammern der Fehler und Entwicklungen,
die andere Länder ebenso wie das eigene
im Laufe ihrer Geschichte erfahren hat-
ten, der Boden für Utopien genährt.32

Auch lernen algerische Kinder, daß die
einstmalige Einheitspartei Algeriens, der
Front de Libération National (FLN) die
einzige Heldin des Unabhängigkeitskrieges
war. Daß Algerien noch andere politische
Organisationen kannte, durfte aus ver-
schiedenen Gründen nicht bekannt wer-
den, der wichtigste wohl, dass diese von
der FLN gewaltsam ausgeschaltet wur-
den.33  Frankreichs Kriegsverbrechen wur-
den nicht ruhengelassen, um die Bedeu-
tung des eigenen Sieges, durch den sich
die FLN fast ausschließlich legitimierte, zu
akzentuieren. Der Krieg selbst wurde ger-
ne als Religionskrieg dargestellt, in dem
die Partisanen des Djihad den Kreuzrit-
tern gegenüberstanden.34



 Aufklärung und Kritik, Sonderheft 13/2007 183

Da zur Rehabilitation der arabischen Spra-
che die entsprechenden Lehrkräfte fehl-
ten, denn es gab nur noch frankophile
Lehrer, wandte sich der algerische Staat
mit der Bitte an Nasser, ägyptische Leh-
rer nach Algerien zu entsenden. Diese Ge-
legenheit nutzte Nasser, der Muslimbru-
derschaft nahestehende, schlecht qualifi-
zierte Lehrer loszuwerden.35

Im zweisprachigen Bilddungssystem war
Französisch nicht nur Fremdsprache,
sondern sämtliche naturwissenschaftlich-
technischen Fächer, die für eine industri-
elle Entwicklung und damit auch für die
späteren beruflichen Chancen der Schü-
ler von großer Bedeutung waren, wurden
in französischer Sprache gelehrt. Da viele
Kinder traditioneller, rein arabischsprachi-
ger Eltern, die zudem oft noch Analpha-
beten waren, daran scheiterten, wurden die
Forderungen nach einem rein arabisch-
sprachigen Bildungssystem immer lauter.
Der Staat sah sich gezwungen, diesen For-
derungen nachzugeben. Dies geschah je-
doch nicht durch eine Arabisierung des
zweisprachigen Bildungssystems, sondern
der Staat führte einfach nur einen zwei-
ten, rein arabischen Zweig ein, der paral-
lel neben dem zweisprachigen existieren
sollte.
Offiziell sollten beide Zweige gleichwer-
tig und die Chancen auf sozialen Aufstieg
ebenbürtig sein, doch wurde dieser neue
Zweig nahezu ausschließlich von den Kin-
dern aus sozial schwächeren Familien be-
sucht, in denen die Eltern meist Analpha-
beten und schon während der Kolonial-
zeit die Opfer der kolonialen Bildungspo-
litik waren. Erst mit der ersten Generation
der Absolventen offenbarte sich das gan-
ze Ausmaß des Betruges, denn auch im
rein arabischsprachigen Zweig fanden die
Inhalte keine Aufwertung, so daß die Ab-

solventen für die hohen Anforderungen
des real gelebten Alltags völlig unterquali-
fiziert waren und somit keinerlei an-
spruchsvolle Arbeit fanden. Auch wurde
bei dieser halbherzigen Arabisierungspo-
litik versäumt, angemessene, anspruchs-
volle arabischsprachige Lehrbücher zur
Verfügung zu stellen. Dieses Vakuum wur-
de mit kostenlos verbreiteten Büchern aus
Saudi-Arabien gefüllt, die übrigens über-
all auf der Welt ihren Weg in die Moscheen
finden. Sie waren einfach zu lesen, wo-
durch sie vortäuschten, daß Bildung ein-
fach zu erlangen sei. Für eine kleine Grup-
pe des Staatsapparates waren nicht ein-
mal die algerischen zweisprachigen Gym-
nasien gut genug. Die Kinder der Nomen-
klatura, insbesondere die der Minister und
hohen Offiziere, besuchten die wenigen
verbliebenen französischen Gymnasien,
vor allem das Lycée Descartes in Algier.36

Was sich hier gegenüberstand, war nicht
Traditionalismus und Moderne, sondern
Ausgeschlossene und Privilegierte, denn
der gesättigte Arbeitsmarkt wies fast aus-
schließlich einen Bedarf für hochqualifi-
zierte Kräfte auf, und selbst dies nur sehr
bedingt.37

Im Gegensatz zu Ägypten, Marokko und
Tunesien mit ihren traditionsreichen reli-
giösen Universitäten Al-Azhar, Al-Qara-
wiyyine und Zituna wurde in Algerien erst
zwischen 1984 und 1989 die Errichtung
einer islamischen Universität in Constan-
tine veranlaßt, und zwar im Zuge einer
Kompromißpolitik, die immer notwendi-
ger wurde angesichts der gescheiterten
Arabisierungspolitik. Eigens für diese Uni-
versität bat der algerische Staat zwei be-
deutende ägyptische Ulama, Muhammed
al-Ghazali und Youssef al-Qaradawi, in
diesem Falle Al-Azhar-Absolventen, nach
Algerien, um ihnen eine Professur anzu-
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bieten.38  Der inzwischen verstorbene Gha-
zali sowie heute vor allem Qaradawi sind
bedeutende Ideengeber der ägyptischen
Muslimbruderschaft und damit strikte
Gegner der Trennung von Religion und
Staat. Qaradawi ist in Europa dadurch auf-
gefallen, daß er Fatwas erlassen hat, die
religionskritischen Muslimen den Glauben
absprechen und sie damit der Ermordung
freigeben, Selbstmordattentate auch gegen
israelische Kinder für legitim befinden und
den Kampf der radikalen Kämpfer im Irak
gutheißen. Heute steht Qaradawi dem eu-
ropäischen Fatwarat vor, einer Organisa-
tion, die sich vorgenommen hat, das Le-
ben der in Europa lebenden Muslime nach
der Scharia, wie sie die Muslimbruder-
schaft auszulegen versteht, zu regulieren.
In Algerien hat der sich manifestierende
Fundamentalismus, vergleichbar mit Ägyp-
ten, zum einen eine gemäßigte Ausprägung
angenommen, bei der die Erlangung der
Macht mittels legaler Unterwanderung der
Institutionen erfolgen sollte, zum anderen
jedoch extrem gewalttätige Ausprägungen.
Diese manifestierten sich in dem Moment
besonders stark, als die Dachorganisati-
on Front Islamique du Salut (FIS) nach
ihrem hohen Wahlsieg durch einen Mili-
tärputsch an der Machtergreifung gehin-
dert wurde. In Algerien ist ein Krieg zwi-
schen Staatsgewalt und Fundamentalisten
ausgebrochen, speziell den aus Afghani-
stan zurückgekehrten „Gotteskriegern“,
der bis heute an die 200.000 Tote gefor-
dert hat. Die Gewalt hat von beiden Sei-
ten derart grausame Züge angenommen,
daß die Algerier sich allenfalls noch nach
einer gemäßigten religiösen Partei sehnen,
die die Regeln des Miteinander mit ande-
ren Gesellschaftsgruppen respektiert.39

III. Der Fall Pakistan
1. Die koloniale Bildungspolitik
Pakistans koloniale Vergangenheit ist In-
diens koloniale Vergangenheit, und diese
hat bereits sehr früh im 18 Jahrhundert be-
gonnen. Wie in Ägypten war die Bildungs-
politik von diversen Überlegungen getra-
gen und war nicht unbedingt weniger
wohlmeinend gegenüber den kolonisier-
ten Völkern als gegenüber der eigenen Be-
völkerung im britischen Mutterland. Ganz
zu Beginn war Großbritannien sogar sehr
bedacht darauf, nichts an den bestehen-
den Umständen zu ändern. Traditionell
gab es in Indien zwei parallel nebeneinan-
der existierende Bildungsrichtungen, eine
hinduistische und eine muslimische. Bei-
de Systeme räumten der Religion großen
Raum ein, waren jedoch abhängig von der
Finanzierung der jeweiligen lokalen Herr-
scher.40  Yoginder Sikand weist auf einen
entscheidenden Umstand hin, und zwar,
daß bis zu diesem Zeitpunkt die traditio-
nellen muslimischen Autoritäten durch ihre
finanzielle Zuwendung die religiösen Tex-
te in ihrem von weltlichen Interessen ge-
tragenen Sinne auslegen ließen. Mit der bri-
tischen Machtübernahme wurde Religion
in die Privatsphäre gedrängt. Großbritan-
nien war akribisch darauf bedacht, durch
eine säkulare Handhabe das multikulturelle
Indien nicht auseinanderbrechen zu las-
sen. Ironischerweise stärkte dies die Po-
sition der Ulama, die plötzlich Repräsen-
tanten und Führer der muslimischen Be-
völkerung wurden. Auf einmal oblag ih-
nen allein, die Scharia zu interpretieren,
und sie interpretierten sie nur noch rein
religiös, ohne den weltlichen Kontext und
ohne die pragmatischen Interessen eines
weltlichen Herrschers, der in einer kom-
plexen Umgebung bestehen muß, berück-
sichtigen zu müssen.41
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Da der Islam zudem keinen offiziellen Kle-
rus kennt und eigentlich keinen Mittler
zwischen Gott und dem Menschen dul-
det, kamen innerhalb kürzester Zeit eine
Vielzahl unterschiedlichster Interpretatio-
nen des Islams auf. Dem zweiten Diktum
jedoch weniger folgend, beanspruchte jede
neue Schule für sich, die einzig wahre und
alleingültige zu sein, und sprach in der
Regel den anderen den Glauben ab. Die
bekanntesten waren Barelwi, Deoband und
Ahl al-Hadith, wobei erstere den beiden
letzteren, die dem gerade aufgekommenen
Wahabismus42  nahestanden, vorwarf, als
„Agenten des Teufels“ zu fungieren. Die
Barelwis waren dem Volksglauben, dem
mystischen Sufismus, sehr zugetan, wo-
hingegen die Deobandschule und Ahl al-
Hadith all jenen Muslimen den Glauben
absprachen, die nicht allein Gott huldig-
ten und sich von den Praktiken der Urge-
meinde Muhammads entfernt hatten.43  Mit
der Zeit mußten die Institutionen jedoch
feststellen, daß die Absolventen für nie-
manden zu gebrauchen und sehr welt-
fremd waren. Die koloniale Kritik über die
Rückständigkeit der dort vermittelten Bil-
dung regte bei einigen den Ehrgeiz an, doch
etwas zu ändern, sei es, bestehende Schu-
len zu reformieren, oder manchmal sogar,
wie im Falle von Aligarh, neue zu grün-
den, die besser geeignet waren, die Tradi-
tion mit der Moderne in Einklang zu brin-
gen.44

Ab 1813 änderte Großbritannien seine in
Indien praktizierte Bildungspolitik. Zum
einen wurden jetzt Tür und Tor für das
Einströmen anglikanischer Missionare ge-
öffnet, die im Zuge ihrer Bestrebungen ihre
Schulen mitbrachten, gleichzeitig wurde
verfügt, daß Teile aus den Steuereinnah-
men der englischen East Indian Compa-
ny (EIC) zur Förderung von Bildungs-

projekten investiert werden sollten. Die in-
dische Elite wollte selbst von der Bildung
Großbritanniens profitieren und hatte da-
her darauf gedrängt, Einrichtungen zu be-
kommen, die diese vermittelten. Um die
Mitte des 19. Jahrhunderts gewann das
Bildungsideal der säkularen und rationali-
stischen Utilitaristen an Anziehungskraft,
seine Vertreter in Indien malten sich aus,
eine dünne Elite nach ihren Vorstellungen
auszubilden, und erhofften sich, daß die-
se dann als Multiplikatoren fungieren wür-
den, um die Bildung vertikal nach unten
in die breite Bevölkerung zu leiten. Nicht
anders als später in Ägypten, wenngleich
kein Religionsunterricht an diesen Schu-
len angeboten wurde, waren diese Einrich-
tungen darauf bedacht, ein viktorianisches
Wertesystem („Disziplin, Gehorsam,
Pflichterfüllung, Affektkontrolle, Genüg-
samkeit“45 ) zu vermitteln. Im Jahre 1882
war jedoch nur 1% der Bevölkerung in
den Genuß einer derartigen Schulbildung
gelangt. Auch wurde die Attraktivität der
Lehrinhalte dadurch gemindert, daß das
britische Curriculum eins zu eins in Indi-
en eingeführt wurde, ohne der indischen
Geschichte und Lebensrealität Rechnung
zu tragen, was dazu führte, daß die An-
eignung von Wissen nur stattfand, um eine
Prüfung zu bestehen. Das traditionelle Bil-
dungsystem wurde von den britischen Be-
hörden nicht mehr subventioniert, aller-
dings wurde es auch nicht abgeschafft,
so daß es als paralleles Bildungssystem
bestehen blieb und so ein intellektueller
Graben zwischen der Elite und der brei-
ten Masse gezogen wurde.46

2. Die postkoloniale Phase
Als Mohammed Ali Jinnah, der große Füh-
rer der muslimischen Abspaltungsbewe-
gung von Indien, am 11. August 1947 vor
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der konstitutionellen Versammlung eine
Ansprache hielt, wünschte er sich für die
Zukunft des neu entstandenen Staates Pa-
kistan mit muslimischer Mehrheit:

„We are starting with the fundamental
principle that we are all citizens and
equal citizens of one state. Now I think
we shoould keep that in front of us as
our ideal, and you will find that in the
course of time Hindus would cease to
be Hindus and Muslims would cease
to be Muslims, not in the religious
sense, because that is the personal faith
of each individual but in the sense as
citizens of the state. You may belong
to any caste or creed – that has nothing
to do with the business of the state.“47

Zu Beginn der pakistanischen Staatsgrün-
dung wurde dieses Ideal auch noch im
Schulcurriculum umgesetzt, auch enthielt
es trotz des noch naheliegenden Konflikts
mit Indien und den Kämpfen zwischen
Muslimen und Hindus, bei denen sich bei-
de Parteien in ihrer Grausamkeit in nichts
nachstanden, nicht diesen pathologischen
Haß auf das Mutterland, von dem es sich
abgespalten hatte. In den ersten 25 Jahren
waren die Inhalte der Schulbücher noch
sehr aufgeklärt, und es fand eine kritische
Geschichtsvermittlung statt. Dies begann
sich erst um 1970 zu ändern, als die neu-
en Regierungen anfingen, eine sogenann-
te pakistanische Identität zu beschwören
und den Staat als „muslimisch“ zu defi-
nieren, indem alle anderen Gruppen margi-
nalisiert wurden.48

Heute wird in den Lehrbüchern eine ein-
geschränkte und manipulierte Weltsicht
vermittelt, die den unkritischen Absolven-
ten zu einer leichten Beute für aufhetzeri-
sche Ideologien macht. Neben dem Um-

stand, daß die vermittelten Inhalte sowie
die Art ihrer Vermittlung keine Eigeninitia-
tive fördern, geschweige denn Interesse
zu wecken imstande sind, werden gezielt
Vorurteile gegen andere religiöse Gruppen
genährt. Dies ist schon deswegen proble-
matisch, weil Pakistan keineswegs ein rein
islamisches Land ist. Die Ausbildung ist
sehr religionslastig, wobei Nichtmuslimen
ebenso zugemutet wird, dem Islamunter-
richt und den Koranstudien beizuwohnen.
Nichtmuslimen wird abgesprochen, gute
Pakistanis oder gar gute Menschen zu sein.
In den Lehrbüchern wird ein fehlerhaftes
Englisch gelehrt, darüberhinaus befinden
sich in ihnen viele ungelöste Widersprü-
che, die nicht gerade förderlich für kriti-
sches und analytisches Denken sind. Im
Kontext des Konflikts mit Indien wird ein
kriegerischer Geist stimuliert. Der sich
selbst aufopfernde Mujahid (Gotteskrie-
ger) wird als ehrlicher, aufrichtiger Patriot
dargestellt.49

Auch mit der Erlangung der Unabhängig-
keit ist es Pakistan ebenso wie Indien bis
heute nicht gelungen, ein einheitliches Bil-
dungsystem durchzusetzen. Weiterhin exi-
stieren parallele Bildungsstrukturen, die
mit dem staatlichen Bildungssystem kon-
kurrieren. Im Falle Pakistans können zwei
fundamentalistische Bewegungen konkret
auf ein bestimmtes Bildungsystem zurück-
geführt werden. Was die nach den An-
schlägen vom 11. September 2001 be-
kanntgewordenen Madrassas angeht, so
geht ihre Gründung auf die populistische
und zur politischen Bewegung degenerier-
te, ursprünglich rein religiös motivierte
Jamiat-e-Ulema Islam (JUI) zurück, die
sich auf die wahabitischen Deoband-Schu-
len zurückführen lassen. Die JUI nutzte
die 80er Jahre, in denen sie politisch von
religiösen afghanischen Gruppen, die Pa-
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kistans Unterstützung genossen, politisch
marginalisiert wurde, um Hunderte von
Madrassas entlang des Paschtunen-Gür-
tels einzurichten. Dort bot sie den jungen
pakistanischen und afghanischen Flücht-
lingen unentgeltlich Bildungsmöglichkei-
ten, Essen und Unterkunft sowie militäri-
sches Training. Noch 1971 gab es gerade
einmal 900 Madrassas dieser Art in Paki-
stan, 1988 waren es bereits 8.000 offiziell
gemeldete Madrassas, wobei die nicht
registrierten auf nahezu 25.000 geschätzt
werden, in denen über eine halbe Million
Schüler ihre Sozialisation erfahren haben.
Sie boten besonders den Kindern aus ar-
men Verhältnissen elementarste Bildung,
dazu noch Nahrung und Unterkunft.
Durch das instabile staatliche Bildungs-
system Pakistans wurde zugelassen, daß
sie sich zu dessen wichtigstem Konkur-
renten entwickeln konnten und eine Pa-
rallelwelt zu bilden vermochten. Die meist
in ländlichen Gebieten oder afghanischen
Flüchtlingslagern gelegenen Madrassas
wurden von halbgebildeten Mullahs ge-
führt. Ihre Auslegung der Scharia war
stark beeinflußt vom Stammesgesetz der
Paschtunen, während die saudi-arabischen
Finanzmittel eher denen zukamen, die der
wahabitischen Lehre anhingen und mili-
tante junge Männer heranzogen.50  Gilles
Kepel gibt zu bedenken, daß der Höhe-
punkt an Gewalt im Namen der Religion
nicht nur im internationalen oder lokalen
Kontext gesehen werden darf, auch wenn
außerordentliche militärische Hilfen, die
die Afghanen erhalten haben, extremisti-
schen Bewegungen künstlichen Auftrieb
verliehen, den sie sonst niemals hätten er-
fahren können, und sie befähigte, ihrer
Gewalt in aller Legalität Ausdruck zu ver-
leihen. Er ist ebenso Ausdruck einer tief-
greifenden sozialen Krise in Pakistan, und

zwar speziell im Süden des Pandschab.
Im Zuge einer erheblichen demographi-
schen Explosion und dem armutsbeding-
ten Unvermögen arbeitslos gewordener
Bauern, ihre Kinder zu ernähren, fanden
sich viele Kinder auf der Straße wieder,
deren einzige Sprache in einer festgefah-
renen und extrem auseinanderklaffenden
Gesellschaftsstruktur diejenige der Gewalt
geworden ist. Dieser Kinder haben sich
die Taliban gern angenommen, um im
Lauf einer langen und durchdachten Aus-
bildung in Isolation von einem normalen
Umfeld dieses Gewaltpotential gezielt und
gegen jedweden gewünschten Gegner zu
kanalisieren.51

Immer noch nahezu unbemerkt von der
westlichen Öffentlichkeit erfährt eine ganz
andere Bewegung, die ebenfalls ihren Ur-
sprung in den Deobandschulen hat, ihre
Ausbildung in Indien und Pakistans Paral-
lelsystem, und zwar die Gemeinschaft der
Missionare, Tablighi Jamaat. Sie hat sich
weitgehend unbemerkt von der Forschung
zu einer der größten und am weitesten ver-
breiteten islamischen Bewegungen des 20.
Jahrhunderts entwickelt. Sie begann um
1926 in der Region Mewat nahe Delhi mit
ihrer Missionsarbeit, nahezu zur selben
Zeit wie die Muslimbruderschaft in Ägyp-
ten, als ihr Begründer, der Deoband-Ab-
solvent Muhammad Ilyas (1885-1944),
umherzuziehen begann und die indischen
Muslime zum seiner Meinung nach „ur-
sprünglichen Glauben“ zurückgewinnen
wollte.52  Anders als die Taliban wollten
sie den Gottesstaat allein durch die Kraft
des Wortes und durch eine Veränderung
der Gesinnung in der Gesellschaft errei-
chen. In Pakistan konnten sie sich des-
wegen so gut etablieren, weil sie von der
Regierung mit Wohlwollen betrachtet wur-
den, da sie sich mit Erfolg unpolitisch zu
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geben verstehen und daher als Gegenge-
wicht zu den radikalen Jamaat-i-Islami ge-
sehen wurden, die offen auf eine islami-
sche politische Ordnung hinarbeiten.53

Über Indien und Pakistan hinausgehende
Missionierungsreisen begannen die Tabli-
ghi Jamaat bereits in den 60er Jahren
durchzuführen. Sie machten in muslimi-
schen Ländern Station, vornehmlich Nord-
afrika, deren jugendliche Bevölkerung oft
nicht mehr sehr viel mit Religion im Sinn
hatte, ebenso wie in europäischen Län-
dern, in deren Armenvierteln muslimische
Immigranten fern von ihrer Tradition leb-
ten, und sie luden sie in die lokalen Mo-
scheen ein, wo sie ihre Lehre gepaart mit
einer Gemeinschafts- und Solidaritäts-
nostalgie auszubreiten begannen. Auch in
Deutschland sind sie längst angekommen
und reisen umher, um ihre weltentrückte
Glaubensauslegung zu propagieren. Man
erkennt sie daran, daß sie die typisch pa-
kistanische Kleidung, den Shalwar Qamiz
(ein knielanges Hemd über einer Hose),
tragen und ihren Bart wachsen lassen. Um
die Indoktrination zu vervollständigen,
muß jeder, der von ihnen missioniert wur-
de, so bald wie möglich für ein paar Mo-
nate zu einem je nach „Intellekt“ kürzeren
oder längeren Aufenthalt an einem der zu
enormer Größe herangewachsenen Zen-
tren dieser Bewegung reisen. Als offiziel-
ler Sitz gilt heute Nizamuddin in Indien
und das bei Lahore gelegene Raiwind.54

Weitere Zentren befinden sich in Tongi
nahe Dhaka in Bangladesh, Jakarta in In-
donesien und Durban in Südafrika. Die
Europazentrale befindet sich im britischen
Dewsbury.
In Pakistan jedenfalls hat der Extremis-
mus zu einem Höhepunkt gefunden und
sich besonders im Afghanistankrieg ge-
gen die Sowjetunion entfalten können. Aus

Solidarität kamen freiwillige Kämpfer aus
der gesamten islamischen Welt dort zu-
sammen, um ihren Glaubensbrüdern bei-
zustehen, und lernten von ihnen ihre spe-
zielle rückwärtsgewandte, vom realen Le-
ben losgelöste, ausschließlich auf Gewalt
bezogene Religionsauslegung, um sie in
ihre jeweiligen Heimatländer zurückzutra-
gen. So u.a. die zurückgekehrten Algeri-
er, die den Krieg in ihr Land trugen, dabei
allerdings mehr die Bevölkerung terrorisier-
ten als das Unrecht der Bevölkerung be-
kämpften.

IV. Der Fall Tunesien
1. Die koloniale Bildungspolitik
Tunesien, das seit 1705 eine faktische
Autonomie gegenüber dem Osmanischen
Reich genoß, erfuhr seit dem ersten Drit-
tel des 19. Jahrhunderts rege Reform- und
Modernisierungsbestrebungen. Unter Ah-
med Bey erfuhr das partiell fremdstämmige
administrative Personal, das teilweise aus
Mameluken bestand, eine moderne Ausbil-
dung an der 1840 gegründeten Bardo-
Schule. Dieser Modernisierungsprozeß
mündete unter seinem Nachfolger Mu-
hammad as-Sadiq Bey im Jahre 1857 in
ein organisches Gesetz, Ahd al-aman, und
1861 in eine Verfassung, die den Staats-
bürger und den modernen Staat definiert.
Die Reformbestrebungen, die eine Zeit-
lang aufgrund von Finanzschwierigkeiten
unterbrochen werden mußten, wurden
1873 dank des außergewöhnlichen Staats-
mannes Khereddine, der zwischen 1873
und 1877 Premierminister war, fortge-
setzt.55  Khereddine, der auch politischer
Theoretiker war, wurde zwischen 1820
und 1825 geboren; er verfolgte das Anlie-
gen, eine prinzipielle Vereinbarkeit von tra-
ditioneller politischer Theorie des Islam,
wie sie in den Begriffen der Scharia über-
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liefert ist, und den modernen politischen
Prinzipien auszumachen, die im damali-
gen Europa, vornehmlich in Frankreich,
vorherrschten. Für ihn waren die persön-
liche und politische Freiheit des Bürgers
unumstrittene Grundrechte.
Nach Khereddines Rückzug aus den
Staatsgeschäften im Jahre 1877 wurde der
Reformprozeß erneut unterbrochen. Eu-
ropäischer Druck sowie Geschäftemache-
reien gewannen wieder die Oberhand, und
das Ende der tunesischen Unabhängigkeit
war nur noch eine Frage der Zeit. Das
Schicksal Tunesiens wurde auf dem Kon-
gress von Berlin im Jahre 1878 zugunsten
Frankreichs besiegelt, das in Tunis ein-
marschierte und die Unterschrift von Mu-
hammad as-Sadiq Bey zur Etablierung des
französischen Protektorats in Tunesien am
12. Mai 1881 zu erhalten vermochte.56  Für
Andreas Meier ist es ein tragischer Aspekt
der tunesischen Geschichte, daß der Bey
dazu gezwungen wurde, den Vertrag von
Bardo zu unterzeichnen, der zwar seine
Rechte als lokaler Herrscher bestätigte, aus
Tunesien jedoch ein französisches Pro-
tektorat werden ließ und somit den einge-
leiteten Reformbemühungen der Epoche
ein Ende setzte.57  Immerhin war Tunesi-
en im Vergleich zu Algerien nur Protekto-
rat und kein territoire outre mer, und dies
erst seit 1881 und nicht schon seit 1830.
Wenngleich die französische Regierung in
der Bildungsfrage nicht direkt eingegrif-
fen hatte, so blieb sie dennoch nicht pas-
siv. Aziz Krichen sieht den größten Scha-
den, den Frankreichs Bildungspolitik in
Tunesien angerichtet hat, darin, daß es die
arabische Sprache und Kultur auf mehr
subtile und indirekte Weise bekämpft hat.
Dem noch unreformierten arabischspra-
chigen Bildungszweig wurde einfach ein
modernes Bildungswesen in französischer

Sprache gegenübergesetzt, in dem die
französische Kultur auf einem ganz ande-
ren Niveau vermittelt wurde, woraus un-
weigerlich Vorurteile zu Lasten der eige-
nen genuinen Kultur entstehen mußten,58

Vorurteile, die von einer sich heranbilden-
den westlich orientierten tunesischen Eli-
te dann bis über die Kolonialzeit hinaus
kritiklos weitergeführt wurden.59  Rached
al-Ghannouchi, der Führer der tunesischen
Fundamentalisten, bemerkt, daß er mit der
Erlangung der Unabhängigkeit Bourguibas
Politik als Weiterführung der kolonialen
Politik wahrnahm.60  Er selbst hatte seine
Ausbildung an der berühmten tunesischen
Traditionsschule Zituna abgeschlossen,
konnte jedoch an keiner tunesischen Uni-
versität studieren, weil diese nur denjeni-
gen zugänglich waren, die die französische
Sprache beherrschten.61

2. Die postkoloniale Phase
Zu den größten entwicklungspolitischen
Erfolgen Tunesiens kann zweifellos die
Entwicklung des Bildungswesens gezählt
werden. Obwohl keine Schulpflicht be-
stand, stiegen die Einschulungsraten bei
den Primarschülern in den ersten drei Jahr-
zehnten nach der Unabhängigkeit von
1958 bis 1989 von 23% auf 95%. Inner-
halb von 15 Jahren wuchs die Zahl der
Grundschüler um 51%, die Zahl der Se-
kundarschüler sogar um 80%. 50% der
Jungen und knapp 40% der Mädchen be-
suchten weiterführende Schulen. Die Zahl
der Studierenden hatte sich von 1976 bis
1990 mehr als verdreifacht. Allein an der
Universität von Tunis stieg die Studenten-
zahl von 17.000 auf 64.000. Dies veran-
laßte die Regierung dazu, im Jahre 1986
zwei weitere Universitäten zu gründen, eine
in Monastir und die andere in Sfax, der
Wirtschaftshauptstadt Tunesiens.
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Tunesien ist es vor allem gelungen, auch
die untersten gesellschaftlichen Schichten
durch das Bildungssystem aufzufangen
und ihnen die gleichen Aufstiegsschancen
zu ermöglichen wie den Kindern wohlha-
bender Familien. Dies wurde durch die
Errichtung von den Gymnasien ange-
schlossenen Internaten ermöglicht, bei
denen Eltern aus ärmeren Verhältnissen nur
einen geringfügigen Beitrag zahlen muß-
ten, sie manchmal sogar kostenlos blie-
ben. An die Studenten vergab der Staat
derart großzügige Stipendien, daß oft die
ganze Familie davon zu leben imstande
war.62  Auch versäumte es der tunesische
Staat nicht, einen großen Aufwand bei der
Ausbildung seiner zukünftigen Lehrer zu
betreiben.63

Anders als in Ägypten, Algerien und Pa-
kistan gibt es in Tunesien nur ein einziges
gültiges Bildungssystem. Mit der Erlan-
gung der Unabhängigkeit beschnitt der
damalige Präsident Habib Bourguiba die
Autonomie der islamischen Universität
von Tunis, der Zituna, die auf eine Tradi-
tion von zwölf Jahrhunderten zurückblick-
te.64  Dieser Umstand kann unterschied-
lich bewertet werden. Durch die Vernach-
lässigung der religiösen Angelegenheiten
ist ein Vakuum entstanden, das sehr gut
von den aufkommenden fundamentali-
stischen Bewegungen ausgefüllt werden
konnte. Wäre ihre Macht nicht beschnit-
ten worden, hätte sie allerdings nur dann
als Bollwerk gegen einströmende Fremd-
einflüsse aus Ägypten, Saudi-Arabien und
Pakistan wirken können, wenn sie konse-
quent und grundlegend reformiert worden
wäre.
Allerdings lassen auch in Tunesien die
sozial- und geisteswissenschaftlichen In-
halte zu wünschen übrig. So geben die
Lehrbücher in Tunesien eine durch Har-

monie gekennzeichnete Vision der Reali-
tät wieder, die keinesfalls imstande ist,
dem Schüler dabei zu helfen, die Konflik-
te aus der sozialen Realität heraus zu ver-
stehen, geschweige denn, sie anzugehen.
Die Lehrmethoden selbst fördern ein pas-
sives Verhalten des Schülers, da er stän-
dig in der Angst lebt, schlechte Noten oder
gar Strafen zu erhalten. Durch die aus al-
ler Welt empfangenen Fernsehprogramme
wird er mit Informationen konfrontiert, die
im Widerspruch zu dem stehen, was er in
der Schule lernt. Auch Pierre Vermeren
fällt auf, daß die Gesellschaften des Ma-
ghreb bis heute vielen Widersprüchen aus-
geliefert sind. Einerseits seien sie mehr
denn je den kulturellen und wirtschaftli-
chen Einflüssen, die aus dem Westen auf
sie einströmten, ausgesetzt. Gleichzeitig
seien sie gefangen in der doppelten Ver-
suchung, sich einerseits auf die eigene,
von der Tradition bestimmte Identität zu-
rückzuziehen, oder sich andererseits dem
Westen zu öffnen. Angesichts dieser Ent-
wicklung komme der Schule und der Aus-
bildung der Elite eine besonders wichtige
Verantwortung zur Bewältigung dieser fol-
genschweren Situation zu.
Reformen von großer Tragweite wurden
u.a. von dem damaligen Erziehungs- und
Forschungsminister Mohammed Charfi
(1987 und 1995), dem einstmaligen Präsi-
denten der tunesischen Menschenrechts-
liga, durchgeführt mit dem Ziel, eine grö-
ßere Öffnung für moderne Werte zu er-
zielen und der französischen Sprache grö-
ßere Bedeutung zukommen zu lassen.65

Charfi erwähnt in einem im Jahre 2001 mit
ihm geführten Interview, daß diese Re-
formbemühungen bezüglich des Schulwe-
sens und der Schulbücher immer noch im
Gange seien. Ein modernes Recht werde
gelehrt ebenso wie die Philosophie der is-
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lamischen Aufklärer des vorigen Jahrhun-
derts, die gezeigt hätten, daß der Islam
tatsächlich mit der Moderne kompatibel
sei. Ungünstige wirtschaftliche und soziale
Bedingungen könnten verschärfen, was in
erster Linie ein Problem kultureller Natur
sei.66  Allerdings ist angesichts einer zur
Zeit demokratiefeindlichen Haltung der Re-
gierung noch eingehender zu prüfen, mit
welcher Gewichtung welche Inhalte in letz-
ter Instanz versehen werden. Auch ist eine
höhere Gewichtung der französischen
Sprache nicht entscheidend für die För-
derung modernen aufgeklärten Gedanken-
guts, sondern allein die Gewichtung der
entsprechenden Inhalte, die durchaus auch
in der arabischen Sprache transportiert
werden können.
Jedes Jahr bestehen im Schnitt nur etwa
14 bis 16 Prozent der Gymnasiasten, die
zur Prüfung antreten, das Abitur. Diejeni-
gen, die diese alles entscheidende Prüfung,
die das Tor zu einer Universitätsausbildung
eröffnet, nicht bestehen, sehen sich jegli-
cher Perspektive beraubt. Aber auch an
den Universitäten ist die Anzahl der Ab-
solventen sehr niedrig geblieben. Allein im
ersten Jahr verzeichneten die naturwissen-
schaftlichen und Rechtsfakultäten in Tu-
nesien eine Erfolgsrate von nur 12% bis
13%.67

Hinzu kommt hier der Umstand, daß sich
die Länder des Maghreb und so auch Tu-
nesien gezwungen sahen, mit einem heili-
gen und noch vor der Erlangung der Un-
abhängigkeit übernommenen und eigent-
lich seitdem unangetasteten Dogma zu
brechen, indem sie die Kosten für die
Hochschulausbildung reduzierten, dies
u.a. auf Anraten des Internationalen Wäh-
rungsfonds.68  Daraus erfolgte eine Infra-
gestellung der Verallgemeinerung der Sti-
pendien und die Versuchung, die bisheri-

ge Kostenlosigkeit von Ausbildung neu zu
überdenken.69  Gerade in Tunesien galt ein
Universitätsdiplom lange als der einzige
Garant gegen Arbeitslosigkeit, was jedoch
seit Mitte der siebziger Jahre nicht mehr
gewährleistet ist.60

Auch Tunesien kennt den Zulauf zum is-
lamischen Fundamentalismus und die uto-
pische Hoffnung auf ein gerechteres Le-
ben unter einer „rechtgeleiteten“ Staats-
ordnung. Immerhin hat sich der Funda-
mentalismus bis jetzt relativ gewaltfrei
manifestiert. Sein Chefideologe Rached
Ghannouchi hat sich zwar auch nur zu der
Forderung nach einer Gottesherrschaft
durchringen können, die Nichtmuslimen
die politische Beteiligung aberkennt, aller-
dings ist er der einzige bekannte Funda-
mentalistenführer, der immerhin bereit ist,
die machtkontrollierenden Mechanismen
einer modernen westlichen Demokratie
einzuführen, um Machtmißbrauch zu ver-
hindern.

V. Staatskonzepte der fundamentalis-
tischen Gruppierungen.
Um besser verstehen zu können, warum
es naheliegend ist anzunehmen, daß die
Situation des Bildungssystems eine Mit-
schuld trägt am immensen Zulauf von jun-
gen Muslimen zu religiösen Bewegungen,
die ein zweifelhaftes Staatsmodell anbie-
ten, sollen in diesem Kapitel die Grund-
züge der wichtigsten bzw. anhängerstärk-
sten und in Europa bereits aktiven Bewe-
gungen vorgestellt werden: zum einen die
Synthese aus der ägyptischen, algerischen
und tunesischen Muslimbruderschaft, zum
anderen die Bewegung der Tablighi Jamaat
aus Indo-Pakistan, die wie die Taliban den
Deobandschulen entstammt.
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1. Das Staatskonzept der Muslimbruder-
schaft71

Die Propaganda der Vertreter der ägypti-
schen, der algerischen, der pakistanischen
bis hin zur relativ liberalen tunesischen
Muslimbruderschaft zielt darauf ab, die
Utopie einer ultimativen sozialen und po-
litischen Gerechtigkeit zu beschwören, in
der jeder Bürger ein würdevolles Leben
führt, einer angemessenen Arbeit nachgeht
und keine politische Verfolgung, Willkür,
Demütigung oder Ausbeutung mehr be-
fürchten muß. In ihrem Staat, versprechen
sie, werde der Staatsdiener integer sein,
die Verwaltung und der Staatsapparat frei
von Korruption und Vetternwirtschaft, und
die Güter des Landes würden allen Bür-
gern gerecht zukommen und in ihre Ent-
wicklung investiert werden. Auch soll es
in ihrer Gesellschaft keine Ausschweifun-
gen mehr geben, durch die andere Scha-
den erfahren, wie Alkohol- und Drogen-
konsum oder sexuelle Übertretungen. Da-
zu bieten sie als ultimative Lösung einen
Staat an, der der islamischen Rechtspre-
chung Rechnung tragen soll und unter
keinen Umständen säkular sein darf, kön-
nen menschliche oder nichtmuslimische
Gesetze doch niemals so gerecht sein wie
die Gesetze des islamischen Gottes. In
diesem Sinne werde auch erst die Verbrei-
tung des Islams auf der ganzen Welt den
ersehnten Frieden für alle Menschen brin-
gen. Ereignisse wie die amerikanische Irak-
intervention, der ungelöste Israel-Palästina-
Konflikt, das russische Wirken in  Tsche-
tschenien, Guantanamo oder Abu-Ghraib
kommen dabei gelegen, um die liberal-sä-
kulare Demokratie zu diskreditieren.
Die Muslimbruderschaft betrachtet den
Islam, angelehnt an den saudi-arabischen
Wahabismus, als ein totales, in sich ge-
schlossenes System, in dem Staat und

Religion untrennbar miteinander verquickt
zu sein haben und das alle Belange des
Diesseits und des Jenseits umfassend
nach den Bestimmungen des Korans und
der Überlieferung des Propheten regelt.
Der Islam bzw. ihre Auslegung dessen,
was sie unter Islam verstehen wollen, ist
für die Moslembruderschaft zu jeder Zeit
und an jedem Ort unbedingt anzuwenden
und darf unter keinen Umständen als pri-
vate Angelegenheit betrachtet werden, die
sich in einem säkularen System mit einer
gleichwertigen Stellung zu anderen Reli-
gionen und Lebensanschauungen begnü-
gen müßte. Die Haddstrafen, (Steinigen des
Ehebrechers, Handabhacken des Diebes,
etc.) sollen ohne Einschränkung wieder
eingeführt werden, um gesellschaftlichen
Fehlentwicklungen durch ihren abschrek-
kenden Charakter rigoros begegnen zu
können, wobei deutlich wird, dass die
Muslimbrüder die Reue-Option und die
Umwandlung der Strafe in eine Geldstra-
fe, wie dies in der islamischen Tradition
oftmals praktiziert wurde, ignorieren und
überhaupt eine Neuinterpretation der Art
der Strafe ablehnen. Durch ihren katego-
rischen Anspruch, im Besitz der einzig
richtigen Islamauslegung zu sein, untergra-
ben sie eine andere wichtige Eigenschaft
der islamischen Lehre, und zwar die Frei-
heit der Auslegung und die Ablehnung ei-
ner Mittlerrolle zwischen Gott und dem
Menschen.
Besonders ein Begriff wird von der Mus-
limbruderschaft gern verwendet, um mit
ihm Erwartungen an einen westlichen Par-
lamentarismus zu wecken, und zwar das
Schura-Prinzip (Beratung, Rat). In der is-
lamischen Tradition hatte die Beratung
jedoch nie bindenden Charakter. Der Ka-
lif oder der Herrscher hörte sich zwar die
Argumente oder Einwände seiner Berater
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(auch den Rat von Religionsgelehrten) an,
am Ende entschied allerdings allein er nach
pragmatischen und realpolitischen Erwä-
gungen. In dieser Praxis zeigt sich, dass
sich der Kalif in der Tradition nie an die
Weisungen von Religionsgelehrten gebun-
den gefühlt hat. Auch wenn die Muslim-
bruderschaft sich oft für ein Mehrpartei-
ensystem ausspricht, so ist damit doch
nur der Wettbewerb von Parteien gemeint,
die sich alle auf den Islam beziehen und
dabei die göttliche Ordnung, wie sie die
Muslimbruderschaft versteht, nicht in Fra-
ge stellen.
Wenn sie behaupten, die Herrschaft Got-
tes wieder errichten zu wollen, suggerie-
ren sie bei ihren politisch unerfahrenen
Anhängern, daß jetzt die Herrschaft eines
über Machtmißbrauch, Korruption, Vet-
ternwirtschaft und Willkür erhabenen Got-
tes beginne, die allein imstande sei, Ge-
rechtigkeit walten zu lassen und zu deren
Anwendung ein fehlerhafter Mensch nie-
mals im Stande wäre. Dabei wird von den
politisch unaufgeklärten Anhängern über-
sehen, dass die Worte Gottes stets aus-
gelegt werden müssen. Dies wird durch
ebenso fehlerhafte Menschen geschehen
müssen und angesichts eines Korans und
einer Sunna erfolgen, die voller wider-
sprüchlicher Aussagen sind. Auch ist fest-
zustellen, dass die Mehrheit der Denker
der Moslembruderschaft als einzigen Kon-
trollmechanismus gegen Machtmißbrauch
die Religiosität des Staatsdieners verlan-
gen, starke unabhängige weltliche, auf
Kontrollmechanismen gestützte Institutio-
nen  jedoch nicht in Betracht ziehen.
Umgekehrt soll ein islamischer Staat sich
eines erweiterten Hisbaprinzips bedienen,
um die Religiosität der Bevölkerung zu kon-
trollieren, also einer erweiterten „Markt-
polizei“. Wie Bassam Tibi bemerkt, för-

dert dieses Vorgehen Denunziantentum,
das in der islamisch geprägten Kultur ei-
gentlich alles andere als geschätzt wird.72

Die Tatsache, daß in Ägypten die Kor-
ruption innerhalb der Muslimbruderschaft
ein Ausmaß erreicht hat, das sich mit der
Korruption im Staatsapparat vergleichen
läßt, ist nur einer von vielen Belegen für
die Fehlerhaftigkeit ihres Konzepts, das
weltlichen Kontrollmechanismen keine
Rechnung trägt.73 Der einzige bekannte
Muslimbruder, der immerhin auf solche
Kontrollmechanismen setzt, ist der Tunesier
Rached al-Ghannouchi. Eine genaue Unter-
suchung seiner Werke und Artikel zeigt je-
doch, dass er ebenfalls ein vehementer Geg-
ner eines säkularen Systems ist.74

Fernziel der Muslimbruderschaft ist die
Gründung eines weltweiten islamischen
Staates, der durch einen schrittweisen Um-
bau von Gesellschaft und Staat erreicht
werden soll.75  Genau aus diesem Grund
nimmt die Bildungs- und Erziehungsarbeit
bei den fundamentalistischen Organisatio-
nen oberste Priorität ein.

2. Staatskonzept der Tablighi Jamaat
Zu welcher Willkür ein Staat imstande ist,
dem kein Einhalt durch weltliche Kontroll-
mechanismen geboten wird und der sich
der Realpolitik sowie den Lehren der Ge-
schichte entzieht, hat die Taliban-Regie-
rung in Afghanistan deutlich belegt. Ihre
gesellschaftliche Ordnung zeugte nicht ge-
rade von sozialer Gerechtigkeit. Es herrsch-
te ein Naturzustand der Mächtigen gegen
die Schwachen, ohne ein Mindestmaß an
Kultur oder Bildung zuzulassen. Die Mo-
ralapostel vergewaltigten Frauen und ver-
wehrten ihnen das selbständige Bestrei-
ten ihres Lebensunterhalts oder gar den
Erwerb von Bildung. Musik wurde verbo-
ten, und die Haddstrafen wurden willkür-
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lich und grausam angewandt. Diese Ver-
brechen sind der Welt nicht vorenthalten
geblieben, doch daneben entwickelte sich
eine scheinbar harmlose unpolitische und
gewaltfreie Bewegung, die ebenfalls wie
die Taliban aus der wahabitischen Deo-
bandschule hervorgegangen sind, die
Tablighi Jamaat (Missionsgemeinschaft).
Auch wenn der Umstand stimmen mag,
daß diese Wanderprediger ihren Islam mit
friedlichen Mitteln verkünden und sich an-
geblich strikt aus der Politik heraushalten,
so ist ihre Auslegung sehr realitätsfern, sehr
frauen- und bildungsfeindlich und voller
Verachtung gegenüber Nichtmuslimen und
sogar andersdenkenden Muslimen, so daß
der Keim für gesellschaftlichen Unfrieden
bereits in ihrer Religionsauslegung liegt,
zumal Andersartigkeit als eine Anomalie
in der asketischen Normalität ihrer rigiden
Religionsauslegung gesehen wird. Daß
sich zumindest die vergangenen Genera-
tionen aus der Politik heraushielten, was
ihnen andere islamistische Bewegungen
belächelnd vorhalten, heißt jedoch nicht,
daß ihre Themen aus rechtsstaatlicher
Sicht harmlos und irrelevant wären, sind
sie doch vehemente Gegner eines säkula-
ren Systems. Yoginder Sikand zeigt, daß
ihnen das Taliban-Modell in Afghanistan
vorschwebt, auch gelingt es ihm zu ver-
deutlichen, daß es zwar stimmt, daß An-
gehörige der Tablighi Jamaat angehalten
werden, auf keinen Fall aktiv nach politi-
schen Ämtern zu trachten, sie jedoch ein
solches Amt auch nicht ablehnen dürften,
würde es ihnen angeboten, um es im Dien-
ste der Sache zu nutzen. Dies ist in Paki-
stan und Bangladesh an strategischer Stelle
bereits der Fall. Auch helfen sie anderen
islamistischen Bewegungen wie den Mus-
limbrüdern oder Radikalen wie den Tali-
ban und der Harakat al-Mujahidin (Bewe-

gung der Gotteskrieger) in Pakistan. Si-
kand bezeichnet sie als komplementär zu
den radikaleren Bewegungen, mit denen
sie die zwei Seiten einer Medaille bilden.76

VI. Schlußfolgerung und Implikationen
für die islamische Welt und Deutschland
Am Ende dieser Untersuchung bleibt fest-
zuhalten, daß in den muslimischen Län-
dern, in denen eine Zweiklassenbildung
besteht, bei der eine breite Masse eine sehr
unaufgeklärte und rückständige Bildung
erhalten hat, der Fundamentalismus be-
sonders radikale Züge angenommen hat.
Es mag Zufall sein und auch an anderen
Faktoren liegen, daß Tunesien einen ge-
mäßigteren Fundamentalismus hervorge-
bracht hat, Tatsache bleibt, daß Tunesi-
en, auch wenn der Lehrplan kritische In-
halte immer noch weitestgehend ausklam-
mert, ein einheitliches Bildungsystem für
alle Staatsbürger durchgesetzt hat. Auch
zeigt gerade die Liste der politischen For-
derungen der Muslimbruderschaft oder
der Tablighi Jamaat, die ihr ganzes Staats-
konzept auf die Gutgläubigkeit von Men-
schen aufbauen, wie politisch unaufgeklärt
ihre Sympathisanten sein müssen.
Weiter läßt sich die Erkenntnis festhalten,
daß in Ägypten, Algerien, Pakistan und
Tunesien die koloniale Bildungspolitik
Massen von Analphabeten und ein Zwei-
klassen-Bildungssystem hinterlassen hat.
Die kleine muslimische Elite, die die Füh-
rung ihrer Länder übernommen hatte, war
jedoch auch nur bedingt daran interessiert,
sich ihre zukünftigen Gegner heranzubil-
den. Viele Muslime, die heute nach Euro-
pa kommen, entstammen einem  Bildungs-
system, in dem kritisches und emanzipier-
tes Denken unerwünscht ist.
Es ist aufgezeigt worden, wie Menschen,
die ein- und derselben Kultur angehören,
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eine völlig andere Lebensperspektive er-
halten können und wie sehr die Inhalte
mißbraucht wurden, um machtbezogenen
Interessen zu dienen. Gerade die idealisier-
te frühislamische Vergangenheit des Pro-
pheten Muhammad und der ersten vier
Kalifen, die verklärte Geschichte der isla-
mischen Eroberungszüge sowie die ver-
einfachende Darstellung, daß nur gottes-
fürchtige Herrscher gerechte Herrscher
sein können, müssen bei einer Vielzahl von
politisch unaufgeklärten Muslimen zu dem
Schluß geführt haben, daß tatsächlich al-
lein eine Rückkehr zu den religiösen Wur-
zeln und den Werten der muslimischen
Urgemeinde zur Verbesserung ihrer Lage
führen werde. Dabei übersehen sie, daß
jeder Gesetzeskanon, und sei er noch so
gerecht, mittels mächtiger und unabhän-
giger weltlicher Institutionen gesichert wer-
den muß und daß die Geschichte voller
Rechtsgelehrter oder Machthaber war, die
die Religion für ihre eigenen Zwecke, für
ihre Aspirationen und ihre Kriege miß-
braucht haben. Sie übersehen, daß dann,
wenn Minderheiten keine Selbstbestim-
mung zugestanden wird, sie leicht über-
gangen oder verfolgt werden können.
Aus dem Vorangegangenen läßt sich zu-
mindest schließen, daß die islamische Welt,
um resistenter gegen Demagogen zu wer-
den und eine realistische Problemlösung
zustandezubringen, die Zweiklassenbil-
dung aufheben, für alle Schüler politisch
aufgeklärte Inhalte mit einer kritischen
Geschichtsperzeption einführen und selb-
ständiges und interessiertes Lernen ver-
mitteln muß. Wie schon gezeigt wurde,
duldet der Islam in der Theorie keinen
Mittler zwischen Gott und dem Men-
schen, dies beinhaltet ein liberales Mo-
ment, das von großem Vorteil für die zu-
künftige Entwicklung der Muslime werden

könnte. Imam dürfte dennoch nur noch
werden, wer zuvor eine aufgeklärte Schul-
bildung erfahren hat und zu den besten
Absolventen gehört. Ganz nebenbei zeigt
die enorme, aber naive Sehnsucht nach
Gerechtigkeit und Eindämmung der Will-
kür der Machthaber das enorme Problem
der fehlenden Rechtsstaatlichkeit in den
muslimischen Ländern. Für liberale Demo-
kratie, die politische Mündigkeit, Grund-
wohlstand und Frieden voraussetzt, ist es
zur Zeit möglicherweise noch zu früh, sie
muß jedoch nicht an der islamischen Re-
ligion scheitern, wie auch die westliche De-
mokratie nicht an der christlichen Religi-
on gescheitert ist.77  Muslime, die eine tra-
ditionelle Ausbildung und dazu eine libe-
rale, aufgeklärte und kritische westliche
Bildung erfahren haben, sind in der Regel
den Werten eines modernen Staatswesens
zugetan und voller Toleranz für Anders-
denkende.
Entsprechend gilt für Deutschland, daß
auch hier nur Imam werden dürfte, wer
eine anspruchsvolle politisch aufgeklärte
westliche Gymnasialbildung erhalten hat.
Ein Islamunterricht an deutschen Schulen
darf nicht denen überlassen werden, die
die Werte eines säkularen Systems nicht
aus ganzer Überzeugung vertreten können.
Empfehlenswert wäre, wenn der Islam-
unterricht zusätzlich zur Vermittlung der
religiösen Werte dazu genutzt würde, eine
kritische Aufarbeitung der islamischen
Herrschaftsgeschichte und des Miß-
brauchs der Religion für profane Macht-
bestrebungen zu leisten. Nicht nur für mus-
limische Kinder, sondern auch für viele
ihrer Eltern wäre es wichtig, den tieferen
Sinn eines säkularen demokratischen Sy-
stems erklärt zu bekommen. Sehr wichtig
wäre es ebenfalls, eine Lösung zu finden
gegen die privaten Schuleinrichtungen, in
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denen Fundamentalisten und Fanatiker, die
einem verkümmerten Bildungssystem ent-
stammen, noch formbare Kinder zu den
Feinden der Zukunft heranzüchten. Wenn
diese Einrichtungen mit rechtlichen Mit-
teln nicht verboten werden können, soll-
ten ihre Träger gezwungen werden, zu ih-
ren Curricula öffentlich Stellung zu bezie-
hen, und die Eltern sollten über die Ge-
fahren für ihre Kinder aufgeklärt werden.
Möglicherweise wäre sogar eine Art insti-
tutionalisierter Lebenshilfe für Eltern, de-
ren Kinder in Deutschland die Schule be-
suchen, eine gute Investition, da sie in ih-
ren Ursprungsländern häufig nicht gelernt
haben, selbstbestimmt ihr Schicksal in die
Hand zu nehmen, und mit den Mechanis-
men der Moderne nicht vertraut sind.
Noch vor nicht langer Zeit wurde der Kon-
flikt der christlichen Konfessionen über-
wunden. Jetzt ist die Zeit gekommen, der
nächsten Hürde entgegenzutreten und im
Geiste einer allgemeingültigen Menschlich-
keit die Religionsdifferenzen zu überwin-
den. Hierzu ist ein wirklich anspruchsvol-
ler, differenzierter, kritischer und aufge-
klärter Bildungsansatz notwendig, der
durchaus religionsunabhängigen Werten
Rechnung trägt. Er wird allerdings gegen
Diktatoren, Fundamentalisten und kurz-
sichtige Sparbestrebungen zu jeder Zeit
und an jedem Ort verteidigt werden müs-
sen.
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